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Beschluss Nr.

Kenntnisnahme des Grossen Gemeinderats

betreffend

Berücksichtigung MIV (Motorisierter Individual Verkehr) im 
neuen Verkehrsrichtplan / Motion U. Zimmermann (SVP)

Der Grosse Gemeinderat von Spiez

 auf Antrag des Gemeinderats
 gestützt auf Art. 28 ff der Geschäftsordnung des Grossen Gemeinderats

nimmt zur Kenntnis, dass das Anliegen im Zuständigkeitsbereich des Gemeinderats liegt und somit 
als unecht taxiert werden muss. Unechte Motionen verstossen in Spiez gegen das kommunale 
Recht. Wenn ein Beschluss nicht durchführbar oder rechtswidrig ist, darf er nicht zur Abstimmung 
gebracht werden. 

Eine Abstimmung zur Überweisung der Motion findet deshalb nicht statt.
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1. Ausgangslage

Anlässlich der GGR-Sitzung vom 18. November 2024 hat Ulrich Zimmermann (SVP) eine Motion 
betreffend Berücksichtigung MIV (Motorisierter Individual Verkehr) im neuen Verkehrsrichtplan ein-
gereicht. Die Motion verlangt vom Gemeinderat, dass dem MIV bei der Überarbeitung des Verkehrs-
richtplans die gleiche Priorität geben wird, wie den übrigen Verkehrsteilnehmenden (Fussgänger, 
Velos, öV).

Die Gemeindestrassen sind in gutem Zustand zu erhalten, wenn nötig auszubauen und den Fahr-
zeugen so zur Verfügung zu stellen, dass gewerblicher, öffentlicher und privater Verkehr möglichst 
ungehindert und frei zirkulieren kann. Einschränkungen sollen prioritär bei sicherheitsrelevanten Si-
tuationen und Lärmbeeinträchtigungen zum Schutz von Fussgängern, Velofahren und Anwohnern 
von Strassen zum Tragen kommen.

2. Bericht

Rechtliche Einordnung
Mit einer Motion können Anträge aus dem Zuständigkeitsbereich des Grossen Gemeinderats nach 
Art. 39 und 40 Gemeindeordnung eingereicht werden. Bei der Prüfung der Motion wurde festgestellt, 
dass das Anliegen im Zuständigkeitsbereich des Gemeinderats liegt und somit als unecht taxiert 
werden muss.

Bei der Erarbeitung des Verkehrsrichtplans handelt es sich um ein vom Kanton vorgegebenes Pla-
nungsverfahren, das im bernischen Baugesetz geregelt ist. An dieses Verfahren muss sich die Ge-
meinde halten. Der Gemeinderat verabschiedet den Verkehrsrichtplan nach der Mitwirkung z. H. 
des Amtes für Gemeinden und Raumordnung (AGR), welches den Verkehrsrichtplan genehmigen 
muss. Mit einer Motion würde man in das Planungsverfahren eingreifen und ungleiche Vorausset-
zungen für die verschiedenen Parteien schaffen. Es wird immer wieder Planungsverfahren geben. 
Wenn der Gemeinderat bereit ist, diese durch Motionen beeinflussen zu lassen, verliert die Gemein-
de an Glaubwürdigkeit. Es müssen alle Verfahren gleichbehandelt werden.

Der genehmigte kommunale Verkehrsrichtplan ist behördenverbindlich. Wäre er eigentümerverbind-
lich, würde er im Zuständigkeitsbereich des Grossen Gemeinderats resp. der Bevölkerung liegen.

Zum Inhalt
Der Verkehrsrichtplan setzt als Planungs- und Koordinationsinstrument Rahmenbedingungen und 
Ziele fest, mit denen Verkehrsinfrastrukturen geplant und aufeinander abgestimmt werden.

Angesichts der immer knapperen räumlichen Ressourcen und begrenzten finanziellen Mittel benö-
tigt die Gemeinde Spiez eine klare Haltung und eine Priorisierung, welche Mobilitätsziele sie errei-
chen will. Deshalb wurde vorgelagert zur Revision des Verkehrsrichtplans und in Abstimmung mit 
der Mobilitätsstrategie 2050 des Entwicklungsraums Thun die Mobilitätsstrategie Spiez 2050 erar-
beitet. 

Basierend auf der Mobilitätsstrategie Spiez 2050 wurde ein erster Entwurf des Verkehrsrichtplans 
erarbeitet. In einem Dialogverfahren mit der Bevölkerung wurden bereits vor der offiziellen Mitwir-
kung Rückmeldungen eingeholt und die Ausrichtung des Verkehrsrichtplans überprüft. Die Einga-
ben aus dem Dialogverfahren sind bei der Weiterbearbeitung des Verkehrsrichtplans eingeflossen. 

Vom 16. Dezember 2024 bis zum 14. Februar 2025 fand die offizielle Mitwirkung statt. Bürgerinnen 
und Bürger, Verkehrsteilnehmende sowie alle politischen Parteien oder Interessengruppen hatten 
dabei die Möglichkeit, im Rahmen der Mitwirkung Eingaben zu machen und ihre Anliegen oder For-
derungen einzubringen. Diese werden nun fachlich ausgewertet, bevor der Gemeinderat entschei-
det, inwieweit die einzelnen Eingaben berücksichtigt werden.
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Anpassungen Mobilitätsstrategie und Verkehrsrichtplan
Richtplananpassungen werden rund alle 15 Jahre vorgenommen. Der alte Verkehrsrichtplan stammt 
aus dem Jahr 1996. Bei grundlegenden Änderungen können Anpassungen auch früher an die Hand 
genommen werden. Die Mobilitätsstrategie zielt bis ins Jahr 2050 und ist auf die Ziele von Bund und 
Kanton abgestützt. Wenn sich die Ausgangslage ändert, kann die Strategie überarbeitet werden. 

Man könnte als Massnahme im den Verkehrsrichtplan aufnehmen, dass die Mobilitätsstrategie bei-
spielsweise alle 8 Jahre überprüft werden muss. 

Eine Überweisung als Postulat greift ebenso in das Planungsverfahren ein wie eine Motion. Der Ge-
meinderat kann prüfen, ob die Mitwirkungseingaben aufgenommen werden sollen. Der Prüfungsauf-
trag des Postulats darf den Mitwirkungseingaben jedoch nicht gleichgestellt werden, da dieses in 
den Richtplanprozess eingreifen würde. Deshalb lehnt der Gemeinderat auch die Überweisung als 
Postulat ab.

3. Antrag

Der Grosse Gemeinderat nimmt zur Kenntnis, dass das Anliegen im Zuständigkeitsbereich des Ge-
meinderats liegt und somit als unecht taxiert werden muss. Unechte Motionen verstossen in Spiez 
gegen das kommunale Recht. Wenn ein Beschluss nicht durchführbar oder rechtswidrig ist, darf er 
nicht zur Abstimmung gebracht werden. 

Eine Abstimmung zur Überweisung der Motion findet deshalb nicht statt. 

Beilagen
 Motionstext 

Spiez, 4. April 2025


